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Das Blatt erſcheint nach ’ + * — Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
Bedarf, im allgemeinen — anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum Expedition des Blattes 
Preiſe von jahrlich M. 6. 
der 


Berlin W. 8, Mauerſtr. 43 44. 


Handels und Gewerbe- Verwaltung. 
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J. Perſonalien. 


Der Gewerbeaſſeſſor Lohmann iſt zum Der Regierungsrat Geiger in Liegnitz 
1. Oktober d. Is. von Berlin W. nach iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Halle a. S. verſetzt worden. Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung Re— 


gierungsbezirk Liegnitz ernannt worden. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Belagernugszuſtand in oſtaſiatiſchen Gewäſſern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. Auguſt 1905. 

Nach einer Meldung des Kaiſerlichen Geſandten in Tokio iſt der über die Inſel 
Formoſa und die zu den Fiſcherinſeln gehörige Juſel Makong und die Küſtengewäſſer der 
beiden Inſeln verhängte Belagerungszuſtand aufgehoben worden; über die übrigen Fiſcher⸗ 
inſeln (Pescadores) bleibt er verhängt. Sie wollen beteiligte Schiffahrtskreiſe hierauf 
hinweiſen. 

Im Auftrage. 
IIb 7046. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Verkehr mit verflüſſigten und verdichteten Gaſen. 

iniſter für Handel und Gewerbe. 
—— f Berlin W. 66, den 14. Auguſt 1905. 

Der Ihnen mit dem Erlaß vom 29. November v. J. überſandte Entwurf einer 
Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit verflüſſigten und verdichteten Gaſen, hat 
auf Grund der eingegangenen Berichte nur in wenigen Punkten geändert werden 
müſſen. In den Anlagen erhalten Sie den endgültigen Normalentwurf nebſt der dazu Aae 
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gehörigen Gebührenordnung. Er ſtimmt in feiner weſentlichen Neuerung, hinſichtlich der 
Materialprüfung, mit den abgeänderten Beſtimmungen der Ziffer XLIV der Anlage B zur 
Eiſenbahnverkehrsordnung (ſ. Bek. des Reichskanzlers vom 4. Februar d. J., RGBl. S. 7) 
überein. Es ſchweben Verhandlungen darüber, die gleichen Vorſchriften in das inter⸗ 
nationale Eiſenbahnfracht-Übereinkommen aufzunehmen, fo daß für die Gleichmäßigkeit der 
Beſtimmungen, auch im internationalen Verkehr, tunlichſt Vorſorge getroffen iſt. Da die 
vorgedachte Bekanntmachung über die Eiſenbahnbeförderungsvorſchriften für das Deutſche 
Reich eine gleiche Regelung des Landverkehres erfordert und erſtere bereits am 1. Auguſt 
d. J. in Kraft getreten iſt, fo iſt es erwünſcht, die Polizeiverordnungen über den Land⸗ 
verkehr mit verflüſſigten und verdichteten Gaſen ſobald als tunlich entſprechend zu geſtalten. 

Ich erſuche Sie daher, nach dem Muſter des Normalentwurfs, möglichſt unter Ab⸗ 
ſtandnahme von Anderungen, eine gleichlautende Polizeiverordnung für Ihren Bezirk zu 
erlaſſen, ſofern daſelbſt das Bedürfnis zur Regelung des Verkehrs mit verdichteten und 
verflüſſigten Gaſen überhaupt als vorliegend erachtet wird. Es iſt ferner darauf Bedacht 
zu nehmen, daß Polizeiverordnungen ähnlichen Inhalts, wie die über Mineralwaſſerapparate 
und über den Vierausſchank mit den Beſtimmungen der neuen Polizeiverordnung in Ein— 
klang gebracht werden. Ich behalte mir übrigens vor, auch für dieſe Polizeiverordnungen 
demnächſt einheitliche Entwürfe aufzuſtellen, da der Verkehr die Übereinſtimmung ſolcher 
Verordnungen immer dringender erfordert. Mit Rückſicht darauf, daß nach der vorliegenden 
Polizeiverordnung für die Prüfung der Gefäße zu Aufnahme von Gaſen Gebühren erhoben 
werden ſollen, deren Feſtſetzung auf Grund des Geſetzes, betreffend die Koſten der Prüfung 
überwachungsbedürftiger Aulagen vom 8. Juli 1905 (GS. S. 317) erfolgt, iſt im Eingange 
der zu erlaſſenden Polizeiverordnung unter den allgemeinen landesrechtlichen Beſtünmungen 
auch auf jenes Geſetz Bezug zu nehmen. 

Im einzelnen bemerke ich zur Ausführung der Beſtimmungen der Verordnung fol⸗ 
gendes. 

Die Beobachtung der Streckgrenze an der Zerreißmaſchine gibt häufig zu Zweifeln 
über die Belaſtung an der Streckgrenze Anlaß, indem ſich der Eintritt des Fließens nur 
kurze Zeit an dem Abfall der Wage oder der ſonſtigen Anzeigevorrichtung bei gleich— 
bleibender Belaſtung kennzeichnet; namentlich tritt dieſer Umſtand bei Zerreißmaſchinen 
hervor, deren Belaſtung nicht gleichmäßig (durch hydrauliſchen Druck), ſondern ſtufenweiſe 
geſteigert wird. Zur ſicheren Feſtſtellung der Streckgrenze empfiehlt ſich daher die DBe- 
ſchaffung zweckmäßiger Zerreißmaſchinen, womöglich mit ſelbſttätiger Schreibeinrichtung für 
die Arbeitsdiagramme und Spiegelvorrichtung zur Feſtſtellung der Streckgrenze, da andern— 
falls häufige Differenzen mit den Werken zu beſorgen ſind. Kann die Spannung an der 
Streckgrenze auch bei der Wiederholung der Probe an einem Parallelzerreißſtab, deſſen 
Bereithaltung ſich ſtets empfiehlt, nicht zweifelsfrei durch unmittelbare Beobachtung feſt— 
geſtellt werden, ſo bleibt nur übrig, diejenige Belaſtung zu ermitteln, bei welcher die 
bleibende Längenänderung von mehr als 0,002 der urſprünglichen Länge des Zerreißſtabes 
erreicht wird. Die Maſchine iſt bei dieſem Verfahren ſtufenweiſe zunächſt innerhalb der 
Proportionalität der Belaſtungen und Dehnungen zu be- und entlaſten und dieſes Verfahren 
mit beſonderer Vorſicht in der Nähe der im voraus zu erwartenden Streckgrenze fort⸗ 
zuſetzen. Bei der weniger genauen Ermittelung der Streckgrenze durch unmittelbare Be⸗ 
obachtung an der Maſchine ſind geringe Beobachtungsfehler in der Belaſtung häufig un⸗ 
vermeidlich. Bei dieſem Verfahren ſind daher unbedeutende Überſchreitungen der höchſten 
Streckgrenze bis zum Betrage von 0, k zu vernachläſſigen, vorausgeſetzt, daß das Deh— 
bande bei der Zerreiß- und bei der Biegeprobe erweiſt, daß es ſich um gutes Material 

andelt. 

Dee Biegeprobe ſoll tunlichſt in der Weiſe erfolgen, daß auf das zu biegende Probe⸗ 
ſtück ein unten halbrund abgerundetes Flacheiſen in der Stärke des vorgeſchriebenen Dorn⸗ 
durchmeſſers aufgeſetzt und das Probeſtück unter der Einwirkung gleichmäßig zu ſteigernder, 
ruhender Belaſtung zwiſchen zwei Führungen hineingepreßt wird, deren Entfernung nicht 
weſentlich größer ſein darf als die Stärke des Druckſtempels und der doppelten Stärke des 
Probeſtücks. Es iſt nicht erforderlich, daß die Schenkel des Probeſtücks nach Entfernung 
der Führungen völlig parallel find. Die Ausführung der Viegeprobe durch Hämmern um 
einen Dorn iſt zu vermeiden. 

Flaſchen derſelben Charge können bei gleichem oder annähernd gleichem Durchmeſſer 
ohne Rückſicht auf ihre Länge in einer Gruppe zuſammen abgenommen werden. Zur Ver⸗ 
meidung unnötiger Koſten find in ſolchen Fällen in der Regel nicht die Flaſchen größter 
Länge für die Prüfungen auszuwählen. 
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Die Materialprüfung iſt auch bei Abnahme einzelner Flaſchen mit einer derſelben 
Charge eutſtammenden Flaſche gleichen Durchmeſſers auszuführen, es ſei denn, daß der be⸗ 
ſtinnmte Nachweis geführt werden kann, daß die Flaſche aus den Reſtbeſtänden einer bereits 
geprüften Charge entnommen iſt. 

Zur Erleichterung der Fabrikation auf Vorrat kann die Stempelung der Flaſchen 
ausnahmsweiſe vorgenonunen werden, bevor die Bezeichnung des Eigentümers, der Nummer 
und des einzufüllenden Gaſes auf der Flaſche erfolgt iſt. Über die mit dem Abnahme⸗ 
ſtempel verſehenen derartigen Flaſchen iſt vom Werk ein genaues Verzeichnis mit einer 
Kennzeichnung der einzelnen Flaſchen zu führen. Letztere (etwa eine Fabrikationsnummer) 
muß auf der Flaſche an geeigneter Stelle (Fuß) vermerkt werden. Die Prüfungsbeſcheini⸗ 
gungen ſind von dem Abnahmebeamten in Fällen dieſer Art erſt zu erteilen, nachdem ihm 
eine Aufſtellung der aus ſolchen Vorräten entnommenen Flaſchen mit ihrer endgültigen 
Stempelung übergeben iſt. 

Die im Verkehre befindlichen Flaſchen werden durch die Material- und Abuahmevor⸗ 
ſchriften nicht berührt, ſie bleiben vielmehr unabhängig davon verkehrsberechtigt. Jedoch 
finden auf ſie die Erleichterungen hinſichtlich der Höhe des bei den regelmäßigen Prüfungen 
anzuwendenden Probedrucks Anwendung, ſofern nicht die Prüfung mit dem höheren Druck 
gewünſcht wird. Bei den Chlorflaſchen kann von der durch § 8 zugelaſſenen höheren 
Füllung überall Gebrauch gemacht werden. Die Bezeichnungen und das Anſchlußgewinde 
alter Flaſchen ſind erforderlichenfalls bei der nächſten Neufüllung nach dem Inkrafttreten 
der Verordnung den neuen Vorſchriften entſprechend zu ändern. 

Als Prüfungsſtempel iſt überall der preußiſche heraldiſche Adler in der Form zu ver⸗ 
wenden, wie er für die amtliche Keſſelprüfung vorgeſchrieben iſt. Die Stempel ſind, ſoweit 
nicht Ingenieure der Dampfkeſſelvereine die Prüfungen bewirken, durch Ihre Vermittelung 
von der Reichs druckerei zu beziehen. Privatſachverſtändige find zu verpflichten, die Stempel 
nach Abmitzung oder bei. der Zurückziehung der ihnen verliehenen Befugnis abzuliefern. 

Als Sachverſtändige im Sinne der Polizeiverordnung ſind, ſoweit es ſich um die in 
der Privatinduſtrie benutzten Flaſchen handelt, in erſter Linie die Ingenieure der Dampf: 
keſſelüberwachungsvereine zu beſtellen, namentlich wenn es ſich um die Abnahme neuer 
Flaſchen handelt, da die Kenntnis der hierbei vorzunehmenden Prüfungen und die erforder- 
liche Materialienkunde von Privatſachverſtändigen ſelten wird erwartet werden können. Die 
den Privatſachverſtändigen auf Grund der bisher beſtehenden Verordnungen verliehenen 
Befugniſſe Find zurückzuziehen. Sollte in Ausnahmefällen ein Dampfkeſſelüberwachungs⸗ 
verein nicht bereit ſein, die Prüfungen zu übernehmen, oder ſollte aus Billigkeitsrückſichten 
einzelnen der früher beſtellten Sachverſtändigen gewiſſe Befugniſſe zu belaſſen für geboten 
erachtet werden, ſo ſehe ich darüber Ihrem Bericht entgegen. 

Bis zum 1. Oktober d. J. wollen Sie mir zwei Abdrücke der von Ihnen erlaſſenen 
Polizeiverordnung oder Fehlanzeige überſenden. 

IIb 5867. Möller. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten von Berlin. 
Anlage. 


Entwurf einer Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit verſlüſſigten und 
verdichteten Gaſen. 


81. 
Geltungsbereich der Verordunng. 

Die gegenwärtige Polizeiverordnung erſtreckt ſich auf den Verkehr mit Kohlenſäure, 
Anmioniak, Chlor, waſſerfreier ſchwefliger Säure, Chlorkohlenoxyd (Phosgen), Stickoxydul, 
Acetylen, Grubengas, Leuchtgas (auch Fettgas), Waſſerſtoff, Sauerſtoff, Stickſtoff und Luft, 
in verflüſſigtem oder verdichtetem Zuſtande. 

Auf kleine Mengen verflüſſigter oder verdichteter Gaſe bis zu 100 Kubikzentimetern 
einſchließlich finden die Beſtimmungen dieſer Verordnung keine Anwendung. 


Ss 
Zuläſſiger Bauſtoff der Behälter für verflüſſigte und verdichtete Gaſe. 
Die nach 81 unter dieſe Verordnung fallenden verflüſſigten oder verdichteten Gaſe 
müſſen in Behältern aus Schweißeiſen, Flußeiſen (Flußſtahl) oder Formflußeiſen (Stahl⸗ 
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formguß oder Gußſtahl) befördert und aufbewahrt werden. Chlorkohlenoxyd und verdichtete 
Gaſe, deren Druck 20 Atm. nicht überſteigt, dürfen mit Ausnahme des Acetylens auch in 
fupfernen Behältern, verflüſſigte Luft darf nur in nicht gasdicht verſchloſſenen Behältern, 
deren Material beliebig iſt, befördert und aufbewahrt werden. 
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Anforderungen an die Wandftärfe und Beſchaffenheit des Banſtoffs der Behälter. 


a) Flaſchen. 

Die Wandſtärken neuer, im Verkehr als „Flaſchen“ bezeichneter eiſerner Behälter für 
verflüſſigte und verdichtete Safe find fo zu bemeſſeu, daß ihre ſchwächſte Stelle bei dem 
Probedruck (§ 4) nicht über 30 Kilogramm auf das Quadratmillimeter beanſprucht wird. 
Außerdem muß die aus der ſchwächſten Stelle der Wandungen und dem Probedruck zu 
berechnende Beanſpruchung mindeſtens um ein Drittel unter der Spannung an der Streck 
grenze liegen. Bauſtoff, deſſen Streckgrenze höher als 45 kg oder deſſen Dehnung in einer 
der Faſerrichtungen geringer als 12 mm bei 100 mm Zerreißlänge liegt, iſt nicht zuläſſig. 
Als Streckgrenze gilt diejenige Spannung, welche an der Maſchine durch Beobachtung klar 
erkannt wird, im Zweifelsfall diejenige Spaunung, welche eine bleibende Längenänderung 
des Probeſtreifens über 0,002 der urſprünglichen Länge hervorruft. 

Die Wandſtärke der Behälter muß mindeſtens 3 Millimeter betragen. Neue Behälter 
müſſen vor ihrer Prüfung und Verwendung ſorgfältig ausgeglüht werden. 

Die Ermittelung der Streckgrenze und Dehnung erfolgt durch Zerreißproben aus den 
fertigen Flaſchen. Letztere ſind bei Schweißeiſen in Gruppen von je 200, bei Flußeiſen, 
Flußſtahl, Formflußeiſen oder Gußſtahl nach Schmelzungsnummern geſondert bis zu 200 
zur Abnahme zu ſtellen. Aus Gruppenreſten können neue Hauptgruppen bis zu 100 Stück 
gebildet werden. Aus jeder Gruppe von 200 oder weniger zur Abnahme geſtellten Flaſchen 
iſt von dem Prüfenden eine Flaſche für die Prüfungen auszuwählen. Dieſe beſtehen in 
der Ermittelung der geringſten Waudſtärke durch Herſtellung von Querſchnitten in drei zur 
Längsrichtung des Behälters ſenkrechten Ebenen, in der Vornahme von mindeſtens je einer 
Zerreißprobe in der Längs- und Querrichtung des Behälters und von Viegeproben. 

Das Abtrennen der Probeſtreifen muß auf kaltem Wege durch ſchneidende Werkzeuge 
geſchehen. Die Probeſtreifen find erforderlichenfalls auf kaltem Wege vorſichtig gerade zu 
richten und an den Kanten ſauber zu bearbeiten. Biegeproben dürfen an den Kanten etwas 
abgerundet werden. Die Streifen müſſen ſich bei der Biegeprobe um einen Dorn, deſſen 
Durchmeffer bei Längsſtreifen gleich der dreifachen, bei Querſtreifen gleich der ſechsfachen 
Blechdicke iſt, kalt um 1800 biegen laſſen, ohne zu brechen. Auf der äußeren Seite dürfen 
ſich in der Viegungsſtelle höchſtens Anfänge von Riſſen zeigen. 

Genügt eine der Proben nicht, erfolgt insbeſondere das Zerreißen einer Probe außer— 
halb des mittleren Drittels der Zerreißlänge, ohne die vorgeſchriebene Dehnung zu erreichen, 
ſo iſt der Prüfende befugt, eine Gegenprobe aus derſelben Flaſche zu entnehmen oder eine 
zweite Flaſche aus derſelben Gruppe für die zu wiederholenden Prüfungen auszuwählen. 
Falls dabei den Anforderungen nicht entſprochen wird, iſt die Gruppe zurückzuweiſen. Die 
abzunehmenden Flaſchen müſſen frei von erheblichen Walz- und Ziehreifen und von fehler⸗ 
haften Stellen ſein. 

Die Flaſchen dürfen erſt geſtempelt werden, nachdem fie der Druckprobe (§ 4) unter 
worfen worden find und gemäß den Beſtimmungen der SS 5 und 6 zu keinen Beanſtandungen 
Anlaß gegeben haben. 


b) Genietete oder geſchweißte eiſerne Behälter. 

Für genietete oder geſchweißte neue eiſerne Behälter darf nur Flußeiſen, welches im 
ausgeglühten Zuſtande die Feſtigkeit von 34 bis 41 kg/ qmm bei mindeſtens 25 % Dehnung, 
oder Schweißeiſen, welches im ausgeglühten Zuſtande die Feſtigkeit von mindeſtens 
33 kg/ qmm in der Querfaſer bei 12 Dehnung und 35 kg/ amm in der Langfaſer bei 
15% Dehnung gezeigt hat, verwendet werden. Die Ermittelung der Feſtigkeit und 
Dehnung erfolgt an Probeſtreifen von 200 mm Zerreißlänge. Die Prüfungsbeſcheinigungen 
von Werksingenieuren können mit Ermächtigung des Regierungspräſidenten widerruflich als 
Ausweis für die ſtattgefundene Feſtigkeitsprüfung anerkannt werden. 

Die Behälter dürfen beim höchſten Arbeitsdruck (§ 4) nur mit ½ ihrer Bruchfeſtigkeit 
beanſprucht werden. Wandungen unter 3 mm ſind nicht zuläſſig. 
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c) Kupferne Behälter. 

Soweit bei neuen kupfernen Behältern Längs- oder Quernähte vorhanden ſind, dürfen 
dieſe nicht ausſchließlich durch Lötung hergeſtellt werden. Die Zugfeſtigkeit des Kupfers 
darf nur mit 22 Kg in Rechnung geſtellt werden, wenn es nicht höhere Feſtigkeit gezeigt 
hat. Die Wandungen der Behälter dürfen beim höchſten Arbeitsdruck ($ 4) nur auf ¼ 
dieſer Feſtigkeit beanſprucht werden. 

§ 4. 
Druckprobe der Behälter. 

Jeder neue, für verflüſſigte oder verdichtete Gaſe beſtimmte, geſchloſſene Behälter iſt, 
bevor er in den Verkehr gebracht werden darf, von einem Sachverſtändigen ($ 12) einer 
Prüfung mit Waſſerdruck zu unterwerfen. 

Als Probedruck muß bei verflüſſigten Gaſen, ſoweit ihr höchſter Arbeitsdruck nicht 
höher als bei 15 Atmoſphären Überdruck liegt, der doppelte Betrag des höchſten Arbeits- 
drucks, in allen anderen Fällen 15 Atmoſphären mehr als der höchſte Arbeitsdruck ange⸗ 
wendet werden. Als höchſter Arbeitsdruck wird bei verflüſſigten Gaſen derjenige bezeichnet, 
welcher ſich für eine Temperatur von 40% C. bei einer Überfüllung des Behälters von 
N 5 der erlaubten Maximalfüllung (§ 8) berechnet. Hiernach beträgt der Probe— 

ruck für 


flüſſige Kohlenſäuee . .. 190 Atmoſphären Überdruck, 
„ ſcehſveflige Sine 1 2 - 
flüſſiges Stidoxydul . . . 2... 180 - 
„ llinnenint S rn 0 
„ ie ee ren - . 
„ Chlorkohleno rde 30 - - 


Behälter für verdichtete Gaſe find mit dem anderthalbfachen Betrage ihres Füllungs⸗ 
drucks, jedoch mindeſtens mit einem den Füllungsdruck um eine Atmoſphäre überſteigenden 
Druck zu prüfen. 

Die Behälter müſſen dem Probedruck widerſtehen, ohne bleibende Veränderung der 
Form und Undichtigkeiten zu zeigen. Die Feſtſtellung der Formveränderungen hat bei 
ſog. Flaſchen an einem mit der Druckvorrichtung zu verbindenden Meßrohr zu erfolgen. 
Der Probedruck muß durch Einrichtungen hergeſtellt werden, die eine ſtoßfreie Steigerung 
des Drucks ermöglichen. 

Die Waſſerdruckprobe aller im Verkehr befindlichen geſchloſſenen Behälter für ver⸗ 
flüſſigte und verdichtete Gaſe iſt in regelmäßigen Friſten zu wiederholen. Behälter für 
Chlor, ſchweflige Säure und Chlorkohlenoxyd dürfen nicht gefüllt werden, wenn ſeit dem 
Tage der letzten Druckprobe mehr als zwei Jahre, Behälter für die übrigen verflüſſigten 
oder verdichteten Gaſe, wenn ſeit dem Tage der letzten Druckprobe mehr als vier Jahre 
verfloſſen ſind. Die Wiederholung in kürzeren Friſten iſt zuläſſig. Für die Höhe des 
Probedrucks bei den regelmäßigen Druckproben ſind dieſelben Beſtimmungen wie für erſte 
Druckproben maßgebend. 


85. 
Ausrüſtung der Behälter. 


a) Flaſchen müſſen mit folgenden Einrichtungen verſehen ſein: 

1. mit einer feſt aufgeſchraubten Kappe zum Schutz der Abſperrventile. Als Bau⸗ 
ſtoff für die Kappen iſt Schweißeiſen, Flußeiſen, Formflußeiſen oder ſchmied⸗ 
barer Guß, bei kupfernen Verſandgefäßen für Chlorkohlenoxyd auch Kupfer zu⸗ 
läſſig. Die Kappen ſind mit einer Offnung zu verſehen. 

2. mit einer das Rollen verhindernden Vorrichtung, die nicht mit der Kappe ver⸗ 
bunden ſein darf. Für den Verkehr auf Fuhrwerken, die mit einer das Rollen 
der Flaſchen verhindernden Vorrichtung verſehen ſind, iſt die Anbringung 
einer ſolchen Vorrichtung an den Flaſchen ſelbſt nicht erforderlich. 

3. an ſichtbarer Stelle — in eingeſchlagener oder erhabener Schrift — mit einer 
leicht leſerlichen, dauerhaften Bezeichnung der Firma oder des Namens des 
Eigentümers, der laufenden Fabriknummer des Behälters, deſſen Leergewicht 
(einſchließlich Ventil, Schutzkappe oder Stopfen und Fußkranz), dem Datum der 
letzten Prüfung nebſt dem daneben anzubringenden Stempel des Sachver⸗ 
ſtändigen; außerdem mit der Bezeichnung der Art der einzufüllenden Gaſe, 
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ſowie bei verflüſſigten Gaſen mit der Bezeichnung der zuläffigen Füllung in 
Kilogramm ($ 8), bei verdichteten Gaſen des höchſten Füllungsdrucks. Die 
Bezeichnung der einzufüllenden Gaſe kann durch die chemiſche Formel erfolgen, 
auch iſt die Bezeichnung mit mehreren Gaſen zuläſſig, ſoweit es ſich um ſolche 
handelt, für welche nach § 6 dasſelbe Anſchlußgewinde geſtattet iſt. 

Die Bezeichnungen ſind tunlichſt an dem verſtärkten Flaſchenhals anzu— 
bringen. Die Entfernung nicht mehr gültiger Bezeichnungen durch Feilen, 
Hämmern oder auf andere Weiſe darf nicht erfolgen, wenn dadurch eine Ber: 
ſchwächung der Flaſche unter das rechnungsmäßig zuläſſige oder feſtgeſetzte 
Minimalmaß der Wandſtärke herbeigeführt werden kann. Die Entfernung der 
Bezeichnungen darf nur an ungefüllten Flaſchen vorgenommen werden. Be⸗ 
zeichnungen, die bei den zu wiederholenden Prüfungen nicht erneuert zu werden 
brauchen, dürfen an dem etwa vorhandenen Schutzkranz des Flaſchenhalſes 
anſtatt auf dem Flaſchenhals angebracht werden. 


Die Angaben über das Leergewicht und zutreffendenfalls über die zu⸗ 
läſſige Füllung in Kilogramm find bei der Abnahme neuer Flaſchen von dem 
Prüfenden bei jeder einzelnen durch Verwiegung feſtzuſtellen, bei den wieder— 
holten Prüfungen durch herausgreifende Verwiegung von mindeſtens 10 % der 
geprüften Flaſchen. 

Flaſchen für Chlorkohlenoxyd dürfen anſtatt mit Ventilen mit eingeſchraubten 
Stopfen verſehen werden, die jedoch fo dicht ſchließen müſſen, daß ſich der In⸗ 
halt des Gefäßes nicht durch Geruch bemerkbar macht. Einer Schutzkappe be⸗ 
dürfen ſolche Flaſchen nicht. 

An Flaſchen für Ammoniak dürfen andere Ventile als ſolche aus Schmiede— 
eiſen oder Stahl, an Flaſchen für Acetylen überall da, wo eine Berührung mit 
Acetylen in Frage kommt, Kupfer oder kupferhaltige Legierungen nicht ver⸗ 
wendet werden. 


An der Armatur der Flaſchen für Sauerſtoff und andere oxydierende 
Safe ſollen fett- und ölhaltiges Dichtungs- und Schmiermaterial jedenfalls, 
andere verbrennliche Stoffe tunlichſt ausgeſchloſſen werden. 


b) Behälter anderer Art, abgeſehen von denjenigen für flüſſige Luft, ſind mit einer 
dauerhaften Bezeichnung der Firma oder des Namens des Eigentümers, einer laufenden 
Nummer, der Bezeichnung des einzufüllenden verflüſſigten oder verdichteten Gaſes, 
gebotenenfalls der zuläſſigen höchſten Füllung in Kilogramm und des höchſten Füllungs— 
(Arbeits-) Drucks auf einem angelöteten oder angenieteten Schilde zu verſehen, das 
derart zu ſtempeln iſt, daß es ohne Verletzung des Stempels nicht entfernt werden kann. 


§ 6. 
Auſchlußgewinde der Behälter. 


Die Behälter oder deren Abſperrventile ſowie die Abfüllbehälter in den Fabriken zur 
Herſtellung verflüſſigter oder verdichteter Gaſe müſſen mit Normalgewinde verſehen ſein, 
welches ſo beſchaffen iſt, daß Verwechſelungen der Flaſchen bei der Füllung tunlichſt aus— 
geſchloſſen werden. 

Das Anſchlußgewinde für Behälter oder deren Abſperrventile für brennbare Gaſe 
wie Waſſerſtoff, Leuchtgas, Grubengas und Acetylen iſt als Linksgewinde des für Kohlen— 
ſäure eingeführten Rechtsgewindes auszuführen. Die Behälter für alle übrigen Gaſe müſſen 
Rechtsgewinde haben; dieſes darf das für Kohlenſäure-Flaſchen übliche Normalgewinde 
ſein. Chlorflaſchen müſſen einen anderen Gewindedurchmeſſer erhalten. 


9 75 
Beſcheinigungen. 


Über den Befund der erſten und jeder erneuten Prüfung der Behälter muß von dem 
zuſtändigen Sachverſtändigen eine Beſcheinigung ausgeſtellt werden, aus welcher gleichzeitig 
e im § 5 vorgeſchriebenen Angaben zu erſehen find. Die jeweilig letzte Beſcheinigung iſt 
von dem Eigentümer des Behälters oder von demjenigen, welcher die letzte Füllung bewirkt 
hat, aufzubewahren und den zuſtändigen Behörden auf Verlangen vorzulegen. 
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88. 
Zuläſſige Füllung der Behälter. 
Die zuläſſige höchſte Füllung der Behälter beträgt bei verflüſſigten Gaſen: 
für Kohlenſäure und Stickoxydul 1 kg Flüſſigkeit für je 141 Faſſungsraum 
des Behälters, 
für Ammoniak 1 kg Flüſſigkeit für je 1,861 Faſſungsraum des Behälters, 
für Chlor 1 kg Flüſſigkeit für je 0,81 Faſſungsraum des Behälters, 
für ſchweflige Säure und Chlorfohlenogyd 1 kg Flüſſigkeit für je 0,3 Faſſungs⸗ 
raum des Behälters. 

Vor jeder Neufüllung von Behältern iſt durch Verwiegung und Offnen der Ventile 
feſtzuſtellen, daß ſie völlig entleert ſind. Werden bemerkenswerte Unterſchiede im Leer⸗ 
gewichte feſtgeſtellt, die durch Entleerung und Reinigung des Behälters nicht beſeitigt werden 
können, ſo ſind die Behälter vor der Neufüllung dem Sachverſtändigen zur erneuten Feſt⸗ 
ſtellung des Leergewichtes, etwaiger Abnutzungen und der zuläſſigen Füllung vorzulegen. 
Eine gründliche Reinigung des Flaſcheninnern iſt auch dann ſtets auszuführen, wenn ſich 
beim Schütteln der leeren Flaſchen die Anweſenheit von feſten Beſtandteilen bemerkbar 
macht, namentlich bei Flaſchen fur brennbare und oxydierende Gaſe. 

Behälter für verdichtetes, gelöſtes Acetylen müſſen ganz mit einer zur Aufſaugung 
des Löſungsmittels geeigneten Maſſe gefüllt werden. Die Löſungsmittel dürfen nur in 
ſolcher Menge in die Flaſche eingefüllt werden, daß die aufſaugende Maſſe nicht tropft. 
Vor der Füllung des Behälters mit Acetylen iſt die Luft aus ihm zu verdrängen. 

Verflüſſigtes Acetylen darf nur inſoweit in den Verkehr gebracht werden, als es die 
Beſtimmungen über den Verkehr mit Sprengſtoffen etwa geſtatten. 

Flaſchen für verflüſſigte Gaſe find während ihrer Füllung zu verwiegen und zur Feſt⸗ 
ſtellung etwaiger Überfüllungen einer nachfolgenden Kontrollwägung zu unterziehen. 


89. 
Beſondere Vorſchriften für verdichtete Gaſe. 

Behälter zur Aufnahme gasförmiger Kohlenſäure und von Grubengas dürfen mit 

einem ſolchen Gasdruck in den Verkehr gebracht werden, daß der bei einer Temperatur— 
ſteigerung bis zu 400 C. erreichte Höchſtdruck 20 Atmoſphären Überdruck nicht überſteigt. 
Jeder derartige Behälter muß mit einer Offnung, welche die Beſichtigung der Innen⸗ 
wandung geſtattet, einem Sicherheitsventil, Waſſerablaßhahn, einem Füll⸗ bezw. Ablaß⸗ 
ventil ſowie mit Manometer verſehen ſein. 
Venrdichteter Sauerſtoff, verdichteter Waſſerſtoff und verdichtetes Leuchtgas durfen mit 
einem Drucke von höchſtens 200 Atmoſphären in den Verkehr gebracht werden. Sofern der 
Verkehr in Flaſchen erfolgt, dürfen dieſe eine Länge von höchſtens 2 m und einen lichten 
Durchmeſſer von höchſtens 21 em erhalten. Auf Verlangen der zuſtändigen Behörde muß 
der Nachweis über den in den Behältern vorhandenen Druck ſeitens des Abſenders durch 
Anbringung eines richtig zeigenden Manometers erbracht werden. 

Verdichtetes Acetylen darf mit höchſtens 2 Atmoſphären Überdruck in den Verkehr 
gebracht werden. a N 

Acetylenlöſungen, die in geeigneten poröſen Maſſen aufgeſaugt find, dürfen nur ſo 
viel Acetylen enthalten, wie einem Überdrucke von 10 Atmoſphären entſpricht. 

Verdichteter Sauerſtoff darf höchſtens mit 4 Volumenprozenten Waſſerſtoff, verdichteter 
Waſſerſtoff mit höchſtens 2 Volumenprozenten Sauerſtoff verunreinigt in den Verkehr ge⸗ 
bracht werden. 

Wenn Behälter mit verdichtetem Sauerſtoff, Waſſerſtoff oder Leuchtgas in Kiſten be⸗ 
fördert oder aufbewahrt werden, ſo müſſen dieſe die deutliche Aufſchrift „verdichteter 
Sauerſtoff“ uſw. tragen. 

8 10. 


Behandlung gefüllter Behälter. 

Die mit verflüſſigten oder verdichteten Gaſen gefüllten Behälter dürfen nicht geworfen 
und weder der unmittelbaren Einwirkung der Sonnenſtrahlen, noch anderer Wärmequellen 
ausgeſetzt werden. Der Einwirkung letzterer (Heizkörper, Ofen uſw.) find fie durch hin— 
reichende Entfernung oder Schutzwände zu entziehen. Der Transport der gefüllten Behälter 
auf Fuhrwerken und das Lagern auf Plätzen, an denen Menſchen verkehren, iſt nur ſtatt⸗ 
haft, wenn die Behälter zeltartig mit einer Decke von Segeltuch oder mit einem hölzernen 
Kaſten überdeckt werden, 


unit — 
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Das Umfüllen von verflüffigten oder verdichteten Gaſen in andere Behälter darf nicht 
unter Zuhilfenahme von offenem Feuer oder von Gasflammen, ſondern nur durch Erwärmen 
mittels feuchter, heißer Tücher oder im Waſſer- oder Luftbade erfolgen, wenn Vorſorge ge— 
troffen iſt, daß die Temperatur des Bades nicht über 40“ 0. ſteigen kann. 

Werden verflüſſigte oder verdichtete Gaſe aus Verſandbehältern in geſchloſſene Gefäße 
übergeleitet, die nicht für den gleichen Druck gebaut ſind wie die Verſandbehälter, ſo ſind 
entweder Reduzierventile zu verwenden, oder die Gefäße ſind mit einem zuverläſſigen 
Sicherheitsventil und Manometer zu verſehen. 


§ il. 
Beförderung gefüllter Behälter. 

Die Beförderung der mit verflüſſigten oder verdichteten Gaſen gefüllten Behälter auf 
Fuhrwerken, welche gleichzeitig zur Beförderung unbeteiligter Perſonen benutzt werden, iſt 
verboten; ausgenommen von dieſem Verbot find Behälter mit verflüſſigter Luft und Kohlen⸗ 
ſäureflaſchen mit Sicherheitsvorrichtungen. Behälter mit Sauerſtoff dürfen auf ſolchen 
Verkehrsmitteln befördert werden, wenn ihre Wandungen fo bemeſſen find, daß fie bei dem 
Füllungsdrucke nicht über 7,5 Kilogramm auf das Quadratmillimeter beanſprucht werden. 
Jede zu ſolchen Zwecken beuutzte Sauerſtofflaſche muß mit einer Angabe ihrer Wandſtärke 
und des zuläſſigen Füllungsdrucks verſehen ſein. Die Sendung darf nur zuverläſſigen 
Perſonen anvertraut werden. 

Beſtehende polizeiliche Vorſchriften für die Beförderung der Behälter auf Eiſenbahnen, 
die dem öffentlichen Verkehre dienen, werden hierdurch nicht berührt. 

Fuhrwerke und Fahrzeuge, mit welchen gefüllte Behälter befördert werden, dürfen, 
abgeſehen von der zur Ablieferung von Behältern an die Beſteller erforderlichen Zeit, auf 
Straßen, Plätzen und Wegen nicht ohne Aufſicht gelaſſen werden. 


§ 12. 
Erneunung des Sachverſtäudigen. 

Die zur Vornahme der in den §8 3, 4, 5, 6 vorgeſchriebenen Prüfungen und zur 
Ausſtellung von Beſcheinigungen nach $ 7 zuſtändigen Sachverſtändigen ernennt der Re⸗ 
gierungspräſident. Derſelbe beſtimmt auch die Stempel, deren ſich die Sachverſtändigen 
zu bedienen haben. 

Die Beſcheinigungen der in den übrigen Regierungsbezirken zugelaſſenen Sachverſtän⸗ 
digen werden ohne weiteres anerkannt. Das gleiche gilt hinſichtlich der in anderen Bundes: 
ſtaaten zur amtlichen Prüfung im Sinne der Ziffern ALIV, XLIVb und XLV der Anlage B 
zur Eiſenbahn-Verkehrsordnung zugelaſſenen Sachverſtändigen. Sachverſtändige des Aus: 
lands bedürfen der Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe. 


§ 13. 
Ausnahmen. 


Der Regierungspräſident kann in einzelnen Fällen Ausnahmen von den Beſtimmungen 
dieſer Polizeiverordnung gewähren, insbeſondere ſoweit es ſich um Übergangsbeſtimmungen 
handelt; allgemeine Ausnahmen ſind mit Ermächtigung des Miniſters für Handel und Ge⸗ 
werbe zuläſſig. Die nach §8 5 und 6 an die Behälter zu ſtellenden Anforderungen müſſen 
bei alten Flaſchen bei ihrer nächſten Neufüllung beachtet werden. Die bei Erlaß dieſer 
Beſtimmungen im Verkehre befindlichen Behälter bleiben unabhäugig von den Anforderungen 
des 8 verkehrsberechtigt. Die Waſſerſtofflaſchen der Militärverwaltung, die laut an⸗ 
gebrachtem Stempel nach den für ſolche Flaſchen beſtehenden beſonderen Beſtimmungen 
amtlich geprüft werden, find von den Vorſchriften der $$ 3 und 4 ausgenommen. 


8 14. 
Gebühren. 
F uür die vorgeſchriebenen Prüfungen können die Sachverſtändigen Gebühren nach Maß⸗ 
gabe der anliegenden, vom Miniſter für Handel und Gewerbe auf Grund des Geſetzes vom 


8. Juli 1905 (GS. S. 317) genehmigten Gebührenordnung von den Beſitzern der Behälter 
beanſpruchen. 
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8 15. 
Strafbeſtimmungen. 


Übertretungen dieſer Verordnung werden mit Geldbuße bis zum Betrage von 60 . 
oder im Unvermögensfalle mit entſprechender Haft beſtraft. 


§ 16. 
Inkrafttreten der Verordnung. 


Durch gegenwärtige Verordnung werden alle früheren Beſtimmungen über den Verkehr 
mit verflüſſigten und verdichteten Gaſen, ſoweit er nicht auf Eiſenbahnen ſtattfindet, auf— 
gehoben. 

Dieſe Verordnung tritt am in Kraft. 


Entwurf einer Gebührenordnung zur Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr 
mit verſtüſſigten und verdichteten Gaſen. 


Gebühren⸗ 
ſatz 
A. Prüfung des Bauſtoffs nener Behälter. 4 
1. Für die Ausführung einer Zerreißprobe nebſt Ermittelung der Wand— 
ſtärken, ſowie erforderlichenfalls einer Biegeprobe BIT: 6,00 
2. Für jede weitere vollſtändige Prüfung nach Ziffer 1 oder einen zu 
wiederholenden Teil derſelben 5 30 ER 3,00 
B. Abnahme uener Behälter. 
Für die Druckprobe einſchließlich der Verwiegung der Behälter und 
erforderlichenfalls der Ermittelung der zuläſſigen Füllung 
1. von Behältern mit einem 40 ] nicht überſteigenden Inhalt: 
a) bei einer Zahl bis zu 20 Behältern . e 10,00 
b) für jedes weitere Stück über 20 bis zu 70 Behältern, für das Stück mehr 0,4 
2 en en IN Su Ne 0,8 
k 5 . 120 Behälter, „ = 0,15 
2. von Behältern mit einem 40 I überfteigenden Inhalt: 
a) wenn der Geſamtinhalt der zu prüfenden Behälter bis zu 1000 l 
C 
b) für jedes meer ier Thal ann 0,01 
C. Regelmäßig wiederkehrende Unterſuchungen. 
Für die Druckprobe einſchließlich herausgreifender Verwiegung und 
erforderlichenfalls der Ermittelung der zuläſſigen Füllung 
1. von Behältern mit einem 40 nicht überſteigenden Inhalt: 
a) bei einer Zahl bis zu 20 Behältern . 10,00 


b) für jedes weitere Stück über 20 bis zu 70 Behältern, für das Stück mehr 0,20 

( - = - 70 Behälter, . = 2 0,15 
2. von Behältern mit einem 40 1 überſteigenden Inhalt werden Gebühren 

nach B. 2 erhoben. 


Der prüfende Beamte hat neben den Gebühren Anſpruch auf Erſatz der verauslagten 
Fuhrkoſten. s 5 f ee 
* Eine beſondere Gebühr für etwaige Reiſen, die zur Abſtempelung von Probeſtücken 
erforderlich werden, iſt außer dem Erſatze von Fuhrkoſten nicht zu beanſpruchen. Für die 
Ausfertigung der Prüfungszeugniſſe, die auf Verlangen doppelt zu fertigen ſind, ſteht dem 
Prüfenden eine beſondere Gebühr nicht zu. 


256 


Betr. Auweiſung zur Wiederbelebung auſcheinend Ertrunkener. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 14. Auguſt 1905. 
Im Anſchluß an den Erlaß vom 14. März 1887. 


Der Deutſche Samariterverein gibt ſeit dem 1. Januar d. J. die Tafeln „Anweiſung 
zur Wiederbelebung anſcheinend Ertrunkener“ koſtenlos nur noch an Königliche Behörden 
unter der Vorausſetzung ab, daß in den Beſtellungen die unbedingt notwendige Anzahl 
angegeben wird und zugleich die Ortſchaften oder Stellen namhaft gemacht werden, für 
welche ſie in Ausſicht genommen ſind; an Private dagegen erfolgt die Abgabe nur gegen 
Erſtattung des Selbſtkoſtenpreiſes. 

Sie wollen die angeordneten alljährlichen Bekanntmachungen auch fernerhin, aber 
unter Berückſichtigung der geänderten Bezugsbedingungen veranlaſſen und darauf hinwirken, 
daß die Tafeln, welche im nächſten Jahr in beſſerer Ausſtattung hergeſtellt und durch eine 
Anweiſung zur Rettung Extrinkender ergänzt werden ſollen, nur dann beſtellt werden, 
wenn ein unmittelbares Bedürfnis vorliegt. 

Abdruck des obigen Erlaſſes iſt beigefügt. 


Im Auftrage. 
IIb 6925. Luſensky. 


An die Herren Oberpräſidenten und den Herrn Regierungspräſidenten in Sigmaringen. 


Berlin, den 14. März 1887. 

Um die Kenntnis der zür Wiederbelebung Ertrunkener geeigneten Maßregeln in 
möglichſt weiten Kreiſen zu verbreiten, hat der Vorſtand des Deutſchen Samaritervereins 
eine durch Zeichnungen erläuterte Anweiſung zuſammenſtellen und auf Blechtafeln über⸗ 
drucken laſſen, die er unentgeltlich an die Eigentümer und Führer aller preußiſchen See-, 
Fluß⸗ und Binnenſchiffe abzugeben bereit iſt, welche in der Einpfangsbeſcheinigung ſich zur 
Anheftung der Tafeln auf ihren Schiffen verpflichten. 

Eure Exzellenz erſuche ich ergebenſt, die beteiligten Kreiſe der dortigen Provinz hier- 
von gefälligſt durch eine alljährlich in den Amtsblättern zu wiederholende Bekanntmachung 
in Kenntnis zu ſetzen und zu erhalten, dabei zugleich die zur Abgabe der Tafeln Ihrerſeits 
auserſehenen Behörden und Stellen zu neunen und ſowohl letztere wegen des Bezugs der 
Tafeln aus Kiel und deren Abgabe an die Beteiligten mit Anweiſung zu verſehen, als auch 
dem geſchäftsführenden Vorſtande des Deutſchen Samaritervereins in Kiel (3. H. des 
Geheimen Medizinalrats, Profeſſors Dr. Esmarch), jene Behörden und Stellen zu bezeichnen 
und etwa eintretende Anderungen ihm fortlaufend mitzuteilen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
3086. In Vertretung. 
(gez.) Magdeburg. 


An ſämtliche Königliche Oberpräſidenten. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 


Betr. Anwendung der GewO. § 49 auf bewegliche Dampfkeſſel. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 12. Auguſt 1905. 

Die endgültige Entſcheidung der Frage, ob mit der probeweiſen Inbetriebſetzung 
beweglicher Keſſel durch die Verfertiger nach erfolgter Abnahme der Gewerbetrieb als 
begonnen angeſehen werden kaun, ſodaß die Genehmigung nach GewO. $ 49 Abſatz 3 
erſt nach 3 Jahren erliſcht, ſteht den ordentlichen Gerichten zu. Mit dieſem Vorbehalte 
liegt für die Verwaltungsbehörden jedoch kein Anlaß vor, die Frage zu verneinen, zumal 
angenommen werden kann, daß die Verfertiger die beweglichen Keſſel auch nach ihrer 
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Abnahme und probeweiſen Inbetriebſetzung auf dem Lager in ordnungsmäßigem Zuſtand 
erhalten werden. 

Im Auftrage 
III 5893. Hoffmann. 


An den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſel⸗Uberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 


2. Organiſation des Handwerks. 


Betr. Meiſtertitel. 
Berlin, den 10. Auguſt 1905. 

Aus den infolge unſeres Runderlaſſes vom 10. März d. J. erſtatteten Berichten haben 
wir erſehen, daß das Bedürfnis zum Erlaß einer allgemeinen Verfügung, durch welche 
den Standesbeamten die Beachtung der Vorſchriften der Reichsgewerbeordnung über die 
Führung des Meiſtertitels zur Pflicht gemacht wird, nicht überall hervorgetreten iſt und 
daß in verſchiedenen Bezirken, wo es ſich geltend gemacht hat, ſeitens der Herren Re⸗ 
gierungspräſidenten bereits entſprechende Anweiſungen an die Standesämter ergangen ſind. 

Unter dieſen Umſtänden überlaſſen wir den Herrn Regierungspräſidenten, die erforder⸗ 
lichen Anordnungen für ihre Bezirke ſelbſtändig zu treffen. Dabei werden neben einer 
etwaigen Anweiſung der Standesbeamten auch die Handwerkskammern zu veranlaſſen ſein, 
die Intereſſenten in Verſammlungen oder durch die Fachpreſſe zu belehren und namentlich 
darauf aufmerkſam zu machen, daß ſich ein Handwerker, welcher als Eheſchließender vor 
dem Standesbeamten durch wiſſentlich falſche Angabe ſeines Standes deſſen unrichtige 
Beurkundung bewirkt, nach § 271 des Strafgeſetzbuchs wegen falſcher Beurkundung ſtrafbar 
macht. (vgl. Entſch. des R. G. in Strafſachen vom 14. November 1899 Bd. 32 S. 386). 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Inneren. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Neuhaus. Lindig. 


M. d. J. Ia 680. — M. f. H. u. G. IV 6999. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


3. Arbeiterverſicherung. 
Kraukenverſicherung. 
Betr. Liquidation eingeſchriebeuer Hilfskaſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 24. März 1903. 

Aus der Vorſchrift des § 30 des Geſetzes über die eingeſchriebenen Hilfskaſſen, wonach 
die Aufſichtsbehörde gegebenenfalls die Abwickelung der Geſchäfte einer aufgelöſten Kaſſe 
geeigneten Perſonen zu übertragen hat, kann eine Verpflichtung der Aufſichtsbehörde, die 
Liquidation der Kaſſe auf eigene Koſten durchzuführen, nicht hergeleitet werden. Da der 
Antrag des von Ihnen beſtellten Liquidators auf Einleitung des Konkursverfahrens über 
das Vermögen der Eingeſchriebenen Hilfskaſſe in N. von den Gerichten endgültig 
abgelehnt worden iſt, ſo iſt damit eine genügende Sicherung gegen etwaige Regreßanſprüche 
gegeben, die gegen Sie wegen Einſtellung des Liquidationsverfahrens erhoben werden 
könnten. Ich habe deshalb keine Bedenken dagegen, daß Sie das Liquidationsverfahren 
über die genannte Kaſſe einſtellen, ſobald die verfügbare Maſſe verbraucht worden iſt. 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen empfehle ich Ihnen jedoch, vor Einſtellung des Liqui⸗ 
dationsverfahrens eine Verſammlung der an der Fortführung der Liquidation intereſſierten 
Gläubiger der Hilfskaſſe einzuberufen, um feſtzuſtellen, ob etwa aus ihrer Mitte die zur 
Fortführung des Verfahrens oder zur Eröffnung des Konkurſes (8 107 Abſ. 1 Satz 2 der 
Konkursordnung) erforderlichen Mittel bereit geſtellt werden. 

Im Auftrage 
IIIa 10 977 J. Neuhaus. 


An den Herrn Polizeipräſidenten me 
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Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75 des K. V. G. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken⸗ und Begräbniskaſſe für Tiſchler, Drechsler und Holzbildhauer (E. H.) in 

Cottbus, 

2. Krankenunterſtützungskaſſe der vereinigten Handwerksgehilfen in Olvenſtedt (E. H.), 

3. Kranken⸗ und Sterbekaſſe in Wallrabenſtein (E. H.), 

4. St. Auguſtinus⸗Krankenkaſſe (E. H.) in Coblenz, 

5. Ratzeburger Maurergeſellen-Krankenkaſſe (E. H.). 

Berlin, den 22. Auguſt 1905. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III 6350. Hoffmann. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Fortbildungsſchulen. 
Betr. Kurſus zur Ausbildung von Lehrern au gewerblichen Fortbildungsſchulen. 


In der Zeit vom 27. September bis 24. Oktober d. Is. wird auf Veranlaſſung 
des Miniſters für Handel und Gewerbe hierſelbſt ein Kurſus zur Ausbildung von 
Lehrern an gewerblichen Fortbildungsſchulen abgehalten werden, in dem Vorträge über 
deutſche Wirtſchaftsgeſchichte im 19. Jahrhundert; Verfaſſung und Verwaltung in Gemeinde, 
Staat und Reich; Genoſſenſchaftsweſen; Aufgaben, Einrichtung und Lehrmethoden der 
Fortbildungsſchule; Geld-, Bank- und Kreditweſen, gewerbliche Buchführung und Kalkulation 
gehalten werden ſollen. 

Zur Teilnahme an dem Kurſus werden 40 bis 45 Lehrer einberufen werden. Sie 
erhalten freien Unterricht, freie Eiſenbahnfahrt für Hin⸗ und Rückreiſe und ein Tagegeld 
von 5 / Geſuche um Zulaſſung zu dieſem Kurſus können nicht mehr berückſichtigt werden. 


Betr. Unterkurſus zur Ausbildung von Lehrern an kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen. 


Auf Veranlaſſung des Miniſters für Handel und Gewerbe wird hierſelbſt in der 
Zeit vom 11. Oktober bis 7. November d. Is. wiederum ein Unterkurſus zur Ausbildung 
von Lehrern an kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen in der üblichen Weiſe abgehalten werden. 
Geſuche um Zulaſſung zu dieſem Kurſus können nicht mehr berückſichtigt werden, da alle 
verfügbaren Plätze bereits beſetzt ſind. 


Call Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin W. 


